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II. Abgrenzung Allgemeinverfügung – VO

«Rechtssätze sind Anordnungen genereller und 
abstrakter Natur, die für eine unbestimmte Vielheit
von Menschen gelten und die eine unbestimmte Vielheit
von Tatbeständen regeln (…) 

Der Verwaltungsakt, bzw. die Verwaltungsverfügung ist
demgegenüber ein individueller, an den einzelnen
gerichteten Hoheitsakt, durch den eine konkrete
verwaltungsrechtliche Rechtsbeziehung rechtsgestaltend
oder feststellend in verbindlicher und erzwingbarer Weise 
geregelt wird (…)»

Abgrenzung nach BGE 101 Ia 73, E. 3a
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II. Abgrenzung Allgemeinverfügung – VO

«Zwischen Rechtssatz und Verfügung steht die sog. 
Allgemeinverfügung. Sie ist dadurch gekennzeichnet, 
dass sie sich einerseits an einen unbestimmten
Personenkreis richtet, also "genereller" Natur ist, 
andererseits aber einen konkreten Tatbestand regelt.»

Abgrenzung nach BGE 101 Ia 73, E. 3a (Forts.)
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II. Abgrenzung Allgemeinverfügung – VO

Konkret Abstrakt

Individuell Verfügung (…)

Generell Allgemeinverfügung
Rechtssatz (Gesetz 

oder Verordnung)
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II. Abgrenzung Allgemeinverfügung – VO

«Nach meinem Dafürhalten regelt eine Anordnung dann
einen bestimmten Sachverhalt, wenn sie Rechte oder
Pflichten der Adressaten mit Bezug auf bestimmte
Sachen zum Inhalt hat, wenn mit anderen Worten ihr
Anordnungsobjekt bestimmt ist. Anordnungsobjekt
ist jene Sache, welche Gegenstand der den Adressaten
auferlegten Rechte oder Pflichten bildet. Es kann sich
dabei um gegenständliche oder nicht gegenständliche
Sachen im weitesten Sinne handeln. Beim Verbot
beispielsweise, einen geschützten Baum zu fällen, ist
dieser Baum das Anordnungsobjekt. Bei den lokalen
Verkehrsanordnungen ist die Strasse oder der Platz das 
Anordnungsobjekt.»

Abgrenzung nach Jaag (ZBl 1984 433, 444)
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III. Abgrenzung Allgemeinverfügung – VO

• Anordnung von abstrakten Regeln für ein räumlich 
eng eingegrenztes Gebiet

• Anordnungen mit zeitlich und räumlich eng 
beschränktem Geltungsbereich

Problematische Konstellationen
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II. Beschluss

• Früher (BV 1874):

• Nichtdringlicher allgemeinverbindlicher 
Bundesbeschluss: rechtsetzende, befristete Erlasse

• Dringlicher Bundesbeschluss: Dringlichkeitsrecht

• Nicht referendumspflichtiger allgemeinverbindlicher 
Bundesbeschluss

• Einfacher Bundesbeschluss 

• Heute (BV 1999):

• (Referendumspflichtiger) Bundesbeschluss: Nicht 
rechtsetzend, Bsp. Rahmenbewilligung AKW

• Einfacher Bundesbeschluss: Nicht rechtsetzend, 
Bsp. Gewährleistung KV

Verwendung des Begriffs auf Bundesebene
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III. Beschluss
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III. Beschluss
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III. Beschluss
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III. Beschluss
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III. Beschluss
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III. Beschluss

• Art. 48 Abs. 1 KV ermöglicht Abweichungen vom 
Erfordernis der gesetzlichen Grundlage

• Möglich sind Verordnungen, Verfügungen, Beschlüsse

• Es ist jeweils die korrekte Handlungsform zu wählen:

• Verfügung bei individuell-konkreten Anordnungen

• Allgemeinverfügung bei generell-konkreten 
Anordnungen

• Verordnung bei generell-abstrakten Anordnungen

• Beschlüsse nur, soweit weder Verordnung oder 
(Allgemein-)Verfügung zu wählen sind

• Ermessen, wenn verschiedene Formen möglich

Fazit
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IV. Beispiele (2)
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IV. Beispiele (2)
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IV. Beispiele (2)
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IV. Beispiele (2)
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IV. Beispiele (2)



Martin Wilhelm 27

V. Folgen einer Wahl der falschen Form

- Entscheidend ist nicht die Bezeichnung, sondern die 
Struktur der Anordnungen

- In der Regel ist nur die Regierung für den Erlass von 
Verordnungen zuständig; fälschlicherweise als 
Allgemeinverfügung erlassene Rechtssätze können 
ggf. mangels Zuständigkeit aufgehoben werden

- GGf. wurden auch weitere Verfahrensvorschriften (z.B. 
Vernehmlassung, Publikation) verletzt

Erlass von generell-abstrakten Anordnungen als 
Allgemeinverfügung
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V. Folgen einer Wahl der falschen Form

- Auch hier muss gelten: Entscheidend ist nicht die 
Bezeichnung, sondern die Struktur der Anordnungen

- Kein Zuständigkeitsmangel, soweit Beschluss durch 
Regierung gefasst

- Zu prüfen wäre, ob weitere Verfahrensvorschriften 
verletzt wurden

Erlass von generell-abstrakten Anordnungen als 
Beschluss
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VI. Publikation
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VI. Publikation
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VI. Publikation
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VI. Vergleich mit anderen Kantonen

- In vielen Kantonen wurden gewisse generell-abstrakte 
Anordnungen als Allgemeinverfügungen erlassen

- Mögliche Gründe: 

- Zuständigkeiten für 
Pandemiebekämpfungsmassnahmen und für den 
Erlass von Verordnungen gehen auseinander

- Viele «Kleinteilige», tlw. nur sehr kurzzeitig 
geltende Regelungen

- Dauer der ordentlichen Verfahren?

- Einzelne Allgemeinverfügungen wurden mangels 
Zuständigkeit aufgehoben

- Anordnungen wurden tlw. von Allgemeinverfügungen 
in Verordnungen überführt

Beobachtungen


